Innenministerkonferenz benötigt Konkretisierung des Vorschlags von Bundesinnenminister Schily
Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) hat auf ihrer heutigen Sondersitzung in Berlin beschlossen, weiterhin gemeinsam das Ziel zu verfolgen, für die Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) das mit einer bundeseinheitlichen Technik ausgestattete digitale Sprech- und Datenfunksystem als bundesweites Gesamtnetz bis spätestens Ende 2010 in Betrieb zu nehmen. Die IMK hat den Bund allerdings gebeten, seinen Vorschlag für ein geplantes „Rumpfnetz“ und die weitere Vorgehensweise zu konkretisieren. Die Länder werden dies abschließend bewerten und der IMK alsbald berichten. Damit solle die Basis für eine kurzfristige Schlussentscheidung der Innenministerkonferenz und der Ministerpräsidentenkonferenz geschaffen werden. 


Wie der IMK-Vorsitzende, der baden-württembergische Innenminister Heribert Rech, nach der Sitzung in Berlin weiter mitteilte, hat die Beratung in konstruktiver Atmosphäre stattgefunden: Bund und Länder waren von dem Wunsch geleitet, den Digitalfunk voranzubringen, damit unsere Sicherheitsbehörden auf gleichem Standard miteinander kommunizieren und ihren Aufgaben optimal nachkommen können."


Der Vorsitzende der Innenministerkonferenz verwies darauf, dass die Länder weiterhin an der Entscheidung über Planung, Ausschreibung, Aufbau und Betrieb beteiligt sein wollen. Rech: „Daran halten wir fest, weil ein solches Großprojekt nur gemeinsam geschultert werden kann. Dazu gehört auch eine gerechte Aufteilung der Kosten.“ Die meisten Länder hätten in ihren Haushalten Vorsorge getroffen, um das Projekt Digitalfunk auch finanziell zu sichern. „Allein das zeigt, wie wichtig uns die bundesweite Einführung des Digitalfunks ist", sagte der IMK-Vorsitzende. 


Rech teilte weiter mit, dass der Bund gebeten wurde, seinen Vorschlag für ein geplantes Rumpfnetz und die weitere Vorgehensweise für die Errichtung eines Gesamtnetzes zu konkretisieren. Dazu benötigten die Länder weitere Informationen und Präzisierungen zu einer Reihe von Fragen. Klärungsbedürftig sei auch die Frage einer gemeinsamen technischen Planung und abgestimmten Errichtung der Teilnetze. 
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